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Diskussion: Vor zwei Ta/irew
er.sc/11ewew zwei Artige/ vow
//aw.s5c/zä/j/w wwd Vasco Fed-
r/wa zwwi FW/? zw der D/5-
K7/S5/0/V (Wr. /2//990) awd
im W/D£/?5PF t/C/7 (TVr. 20/
7990), iw dewew die Posi'Ziow

e/wes /r/Zisc/iew Ta zw/w FWF
üwd eiw 5/raws.s vow ßed/wgizw-

gew /orzwa/ierZ warde vow <7e-

wew eiw gewerLsc/ia/z/ic/ie,s Ta

aß/iawg/g geznac/zZ wurde. Fiw
ew/sprec/iewder Aw/rag

EWR-Abstimmung

GBH)
(GTCP)

Gß/7 «wd GTCP, der eiwew Teii
dieser ßediwguwgew aw/wa/nw,
wwrde vom 5Gß-7C"owgress
7990 awgewowiwiew. Was is/ iw

der Zwisc/iewzei'Z aus diesew

Porderwwgew ^ewordew?

H. Schäppi: Die Diskussion
um diese Forderungen ging in
der Folge weiter und führten -
meiner Meinung nach zu
Recht - zu einer Konzentrati-
on auf flankierende Massnah-
men im sozialen und im demo-
kratischen Bereich. Es blieben
3 Sachen im Vordergrund:

• das Ausführungsprinzip,
d.h., dass die einheimischen
Arbeitsbedingungen auch für
Arbeitnehmer gelten, die im
Ausland angestellt sind und in
der Schweiz Arbeiten ausfüh-

ren. Dies ist besonders wichtig
für den Baubereich;

• erleichterte Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung von
GAVs, was insbesonders für
prekäre Bereiche wichtig ist;

• Möglichkeit für die Kanto-
ne für den Erlass von Mindest-
lohnbestimmungen.

Diskussion: /Vac/idewi der
5Gß Aw/awg 7992 diese Por-
derwwgew aw dew ßwwdesra/
ge.s/e//Z fetze, fazm im Apr//
7992 e/we AwZworZ vow De/a-
wwraz, die a//es awdere a/s er-
mwzi'gewd war.

H. Schäppi: Die Antwort des

B undesrates war einzig positiv
bezüglich dem Ausführungs-
prinzip. Die andern beiden
Punkte wurden nicht ins
EUROLEX-Paket aufgenom-
men; es wurde aber offenge-
lassen, dass später im ordentli-
chen Gesetzesverfahren dar-
aufeingegangen wird. Bei die-
sen Punkten sind aber natür-
lieh die Arbeitgeber vehement
dagegen, weil es ihren Dere-
gulierungsvorstellungen fron-
tal widerspricht. Immerhin
gibt es jetzt noch die parla-
mentarische Beratung des

EUROLEX, wo man schauen

muss, was noch einzubringen
ist.

Diskussion:7w derAwZworZ des
ßziwde.sra/e.s /n'ess es ßezüg-
//c/i der A//geiweiwverß/wd-
/ic/ifeiZser/därüwg der GAVs
doe/i deaz/ic/i, dass der ß«w-
desraZ derew Fr/e/c/iZerwwg
wi'c/iz «a/s geeigwe/e Mass-
wa/ime» ersc/ie/wz. G/außZ i'/ir,
dass sic/i diese Posi'Ziow au/-
we/c/iew feww?

H. Baumann: Ja, im Bericht
von Bundesrat (und BIGA)
über die Beschäftigungswir-
kung eines EWR-Beitritts
steht, dass eine Bereitschaft zu
sozialpartnerschaftlichen Ge-
sprächen über solche Mass-
nahmen besteht.
Aber ich muss kritisch feststel-
len, dass in allen drei Punkten
nur vage Versprechungen be-
stehen, auch bezüglich dem
Ausführungsprinzip. Und ich
zweifle daran, dass vor der
EWR-Abstimmung hier noch
konkret Neues in die EURO-
LEX-Vorlage kommt. Wir
können aber noch schauen,
dass es wenigstens zu verbind-
liehen Absichtserklärungen
kommt.
Was das Ausführungsprinzip
betrifft, sind die Bundesbe-
hörden effektiv einverstanden,
und in der aktuellen NEAT-
Vorlage sind entsprechende
konkrete Bestimmungen für
Bewerber von Neat-Aufträgen
drin. Aber sonst ist die Sache
bisher recht deklamatorisch;
denn ein allgemeiner Absatz
z.B. in der eidgenössischen
Submissionsverordnung kann
uns nicht genügen, liegt das

grosse Problem hier doch in
der konkreten Durchführung,
der Kontrolle und den Sank-
tionsmöglichkeiten gegen-
über ausländischen Unterneh-

mungen. Hier kommt es also
sehr auf die konkrete Formu-
lierung an.

FLANKIERENDE MASS-
NAHMEN DURCHGESETZT?

Diskussion: Giß/ es aus de/w

wrsprüwg/ic/iew 5/rawss der
gewerfec/ia/z/ic/zew Forde-
rwwgewPuwMe, die iiwFa/izwew
vow Ft/FOFFX zwe/ir oder we-
wi'ger ei/w'//z werdew?

H. Schäppi: Wir müssen unter-
scheiden zwischen den flan-
kierenden Massnahmen, die
wir als Reformen von den
Schweizer Behörden gefor-
dert haben, und den Verände-

rungen. die durch den EWR-
Vertrag kommen. Hier sind
z.B. die Mitwirkungsrechte zu
nennen, die in einem Gesetz
neu verankert werden sollen;
da blocken allerdings die Ar-
beitgeber, die behaupten, EU-
ROLEX gehe über die zwin-
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genden EWR-Bestimmungen
hinaus. Ähnlich der Mitwir-
kung gibt es weitere Punkte,
die aus gewerkschaftlicher
Sicht begrüssenswert sind, die
aber noch von Arbeitgebersei-
te in Frage gestellt werden.

H. Baumann: Zu nennen sind
hier als Positives auch ge-
werkschaftliche Rechte im
Rahmen der Mitwirkung, das

Informationsrecht bei Masse-
nentlassungen und Fusionen.
Gleichzeitig gibt es auch ne-
gative Punkte, die uns über-
rascht haben: Zum einen die
Zulassung ausländischer Ver-
leihfirmen, die uns die Durch-
setzung von arbeitsvertragli-
chen Bedingungen für Tem-
porärbeschäftigte äusserst
schwer machen würde; zum
andern die Frage der Auszah-
lung der Pensionskassengel-
der für Ausländerinnen, wel-
che die Schweiz verlassen.
Schliesslich ist an das Schick-
sal einer weiteren wichtigen
Forderung gerade der GBH zu
erinnern, die Abschaffung des

Saisonnier-Statuts; hier ist der
Erfolg nur partiell, indem das

Statut für Nicht-EWR-Bürge-
rinnen bestehenbleibt.

Diskussion: Wir kaken y'etzt

v.a. von z/en sozialen Reckten
gesprocken. Die /Zank/eren-
den Massnak/nen in? ßerezck
der Demokratie sckeznen we-

nzger ein .SV/zwer/zankf der Ge-
werk.se/za/ten zzz sein a/s viel-
nze/zr der SPS?

H. Schäppi: Das stimmt so
nicht: Zugegebenermassnah-
men gab es in ersten Diskus-
sionen keine Einigkeit in die-
sen Punkten, genauso wie in
der SP übrigens auch. Aber die
Positionen für die Untersteh
lung von EUROFEX unter das

Referendum und den Ausbau
der demokratischen Rechte
mittels konstruktivem Refe-
rendum waren schliesslich
klar.

BEDINGTES ODER

BEDINGUNGSLOSES
JA?

Diskussion: Wk'e wic/ztig wa-
ren diese Fordez'zzzzgezz tzac/z

/Zankzerenz/en Masszza/zzzze«

sek/zess/zek in der gewerk-

srkzz/'t/zcken FWR-7aktzk, zznz/

was kaken die Gewerksc/za/-
ten konkret da/ür getan?
Mancknza/ /zatten wir den Ein-
druck, diese Forderungen sei-
en zwar vorn .S'Gß o/îzie/i ge-
ste/it worden, aber in der Pra-
xis kake die Position eines ke-
dingungs/osen Ja dominiert.

H. Baumann: Hier lag wirklich
ein Dilemma: Eigentlich setz-
ten sich die Gewerkschaften
von Anfang an für ein Ja zum
EWR ein; gleichzeitig wurde
versucht, die flankierenden
Massnahmen einzubringen.
Dies ergibt natürlich eine
schwierige Verhandlungssi-
tuation: Wenn der Bundesrat
von vorneherein davon aus-
geht, dass der SGB Ja sagen
wird, weshalb soll er dann
noch auf Forderungen nach
flankierenden Massnahmen
einsteigen? Vielleicht war das

deshalb nicht die beste mögli-
che Taktik.

H. Schäppi: Es stimmt, es wur-
de keine Taktik des NEIN-
WENN-NICHT vertreten.
Vielleicht hätte damit etwas
mehr herausgeholt werden
können; aber dazu waren die
Positionen im SGB auch viel
zu heterogen. Zudem war ja
der Ausgangspunkt im SGB,
dass man aus grundsätzlichen
Überlegungen für eine ver-
mehrte Integration der
Schweiz Stellung nahm, dazu
aber flankierende Massnah-
men als nötig befand. Das war
meiner Meinung nach richtig.
Wieweit nun aber vor der Ab-
Stimmung noch verbindliche
Zusagen zu flankierenden
Massnahmen erreichbar sind,
hängt unter anderem davon ab,
wieweit es den Bürgerlichen
ernst ist mit dem EWR-Ver-
trag. Dem Arbeitgeberpräsi-
dent Richterich z.B. scheint
eine Annahme des EWR nicht
besonders wichtig, auch wenn
er nun für ein Ja ist; er kann
aber genausogut ohne EWR
leben, denn das Zentrale für
ihn ist die Deregulierung. Mit
solchen Postionen wird natür-
lieh niemand von einem EWR-
Ja überzeugt. Gibt es im Bür-
gertum aber wirklich Tenden-
zen für ein grundsätzliches Ja

zur Integration, so müssen sie
sich überlegen, unter welchen

Bedingungen eine Abstim-
mung auch gewonnen werden
kann; und dazu sind sicher
Konzessionen im sozialen Be-
reich wie auch in der Demo-
kratiefrage nötig.

Diskussion: G/ezckzeztzg z.vt

aber azzck z/ze Frage, wieweit
ein artz'kzz/zerter .sozza/er
Drzzck kestekt, z/er aa/so/c/zen
Konzessionen kestekt. //ier
z/ze Frage: Was kaken z/ie Ge-
werkseka/ten nzekr gemarkt
a/s sckn/t/icke SZe//zzngsnak-

men tznz/ ßz'körz/enge.vpräz'ke
Von Gß/7-.S'eite ist z/ie Demo in
z/er Pensionskassen/rage ke-
kannt.

H. Schäppi: Es ist richtig, dass
über die drei flankierenden
Massnahmen des SGB keine
Mobilisierungen stattfanden.
Das war wohl auch kaum mög-
lieh, denn für einen solchen
Typus von Forderungen ist es
schwer zu mobilisieren; viel-
leicht war das eine Schwäche
der Forderungen.

H. Baumann: Immerhin, die
Demo von GBH/GTCP in
Bern lief nicht nur für die Pen-
sionskassen-Auszahlung, son-
dem auch unter «NEIN zum
Sozialdumping - JA zum
EWR». Und ich glaube, das
ist sowohl bei den Kollegin-
nen wie in der Öffentlichkeit
positiv angekommen. Bezüg-
lieh der Pensionskassenfrage
wird sich zudem sehr wahr-
scheinlich konkret zeigen,
dass Mobilisierung sich aus-
zahlt.

H. Schäppi: Ja, es kann sein,
dass hier mehr herausgeholt
wurde als bei den Schwer-
punkten des SGB - obwohl der
SGB gerade in der Pensions-
kassenmobilisierung nicht
mitgemacht hat. Aber hier wa-
ren viele Leute eben direkt be-
troffen und mobilisierungsbe-
reit, während dies kaum der
Fall ist bei den flankierenden
Massnahmen wie Allgmein-
Verbindlichkeitserklärung der
GAVs oder den Minimallöh-
nen.
Es ist ja auch nicht so, dass

diese Massnahmen ein garan-
tierter Schlüssel sind, um ein
Sozialdumping zu verhindern.
Dies zu behaupten hiesse die

Leute zu täuschen. Das Sozial-
dumping gänzlich verhindern
können nur die Gewerkschaf-
ten mit ihrer Arbeit und mit
ihren Gesamtarbeitsverträgen.
Die geforderten gesetzlichen
Instrumente sind eher Hilfs-
mittel, vor allem für den pre-
kären Bereich. Das wissen
auch unsere Leute, die eher
mobilisierbar sind für einen
Gesamtarbeitsvertrag, der für
sie einen zentraleren Stellen-
wert hat.

EWR-PAROLE
DER GEWERKSCHAFTEN

Diskussion: De/- S'Gß zznz/ se/-
ne Verkziznz/e werz/en m z/z'eser

Log/k vorazzsszckZ/zck a/so
eine La-Paro/e /zesckk'essew.

Oz/er gz'kt es z/a atzck anz/ere
Srk/z/zie//?

H. Schäppi: Noch ist nichts
wirklich beschlossen, und die
Meinungen gehen zum Teil
auch wirkich auseinander, ei-
nige Kolleginnen sagen z.B.
klar, sie seien für ein NEIN,
wenn nicht bestimmte Bedin-

gungen erfüllt seien. Darüber
wird es eine Diskussion geben,
weshalb ein Ja nicht von vor-
neherein sicher ist.

H. Baumann: Die Frage ist
auch, worauf sich die Parolen-
fassung abstützt. Der VPOD
macht derzeit eine Vernehm-
lassung in den Sektionen, wel-
che Position die VPOD-Dele-
gierten im SGB einnehmen
sollen. Ähnliches müssen wir
uns überlegen. Sicher wird es
nochmals eine hektische Dis-
kussion geben, denn auch in
der GBH kenne ich Kollegin-
nen und kann ich mir einige
Sektionen vorstellen, die für
ein NEIN sind. Dass diese eine
Mehrheit erreichen, scheint
mir dagegen wenig wahr-
scheinlich.

Diskussion: Wir wissen aas
z/er Gewerkscka/tsez/akrzzng
w/e azzs Mezniz/igiiz/n/rage/i,
z/ass tz/iter z/e/i Loknakkzzngz-
ge/z z/ze SZz/n/nzzng nickt sekr
keiss ist/izr z/en FJVF zznz/ z/ass

vie/erorZs z/ie Ängste vor So-

zia/z/izm/j/ng oz/er De/nokra-
ziever/zz.vZ z/n Vorz/ergrzznz/ .vfe-

ken. Was nzacken z/ie Gewerk-
scka/Zen znit z/iesen Ängsten?
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H. Schäppi: Ich bin dagegen,
dass wir diese Ängste noch
verstärken, weil sie sich auf
das Falsche beziehen: Das So-

zialdumping hängt nicht von
Annahme oder Ablehnung
zum EWR ab, sondern von der
Offensive zur Deregulierung,
welche Leute wie Richterich
oder der Vorort planen. Sie

sagen zwar ja zum EWR-Ver-
trag, können aber mit einem
Nein ebensogut leben, weil es

für sie nicht zentral ist. Wir
müssen die Leute darauf vor-
bereiten, dass so oder so ein
Angriff von dieser Seite kom-
men wird. Von der Reaktion
darauf hängt es ab, ob es zu
einem Sozialdumping kommt,
und nicht vom Abstimmungs-
résultat zum EWR. Das ver-
suchten wir u.a. auch am Bei-
spiel der Löhne in Blochers
Emser Werken zu zeigen: Die
Löhne werden nach wie vor
von den einzelnen Unterneh-
mern bestimmt.

Insofern ist die Lohnfrage kei-
neswegs eine Hauptfrage, die
mit der EWR-Abstimmung
gestellt ist und entschieden
wird. Die Hauptfrage ist viel-
mehr eine politische, ob wir
eine vermehrte Integration
wollen oder nicht.

ANGST
VOR LOHNDUMPING

IM ZENTRUM?

Diskussion: Die Fechte wird
aber zwei/e/Zcw diese Ängste
/ü'r sich einsetzen. Müssen
nicht auch die Gewer£sc/w/-
ien diese Ängste ernst neh-
men?

H. Schäppi: Wenn wir diese
Ängste zu unserm Ausgangs-
punkt machen würden, hiesse
das, wir würden sie als be-
rechtigt ansehen. Bezüglich
dem Sozialdumping glaube
ich jedoch, dass diese Ängste
z.T. fehlgeleitet sind. Die
Angst der Leute vor einem
Angriff auf ihre sozialen Er-
rungenschaften durch die
Unternehmer, durch einen
Richterich, einen Blocher
usw. besteht sicher zu Recht,
aber wenn nun diese Ängste
auf den EWR gerichtet wer-
den, dann halte ich dies für völ-
lig falsch.

H. Baumann: Ich sehe das et-
was anders: Die Ängst der
Lohnabhängigen beziehen
sich zum Teil auch mit Recht
auf EWR und EG. Denn am
Anfang der neuen Integrati-
onsbewegung und des EWR
stand das Binnenmarktpro-
jekt, und dies ist ein Projekt,
das primär der Kapitalverwer-
tung dienen soll, was mehr
Markt und Deregulierung,
mehr Mobilität usw. beinhal-
tet. Dabei kommen effektiv
auch einige Arbeitnehmer-
rechte oder auch ökologische
Errungenschaften «unter den
Karren». Die Alternative JA
oder NEIN zum EWR-Vertrag
wird jetzt zwangsläufig mit
dem Binnenmarktprojekt ver-
bunden, ob wir das wollen
oder nicht. Denn dieser Pro-
zess ist ja nicht von den Ge-
werkschaften in Gang gesetzt
worden, und die Gewerk-
Schäften der EG-Länder sind
gerade auch mit diesen Proble-
men konfrontiert.

Diskussion: Gerade hier an-
geknüp/t: Hat euch das Vein
der Dän/nnen nicht ge/reitf

H. Schäppi: Ja, doch. Es stellt
sich aber die Frage, ob es mit
einem Nein der Schweizerin-
nen zum EWR verglichen
werden kann.

Diskussion: Das Vein der Dd-
n/nnen war /a u.a. auch ein
Vein der Ängste, das aber
doc/i rec/ilproduktive Aitswir-
Dingen /laden könnte, zum
Seipie/ in derFrage des demo-
kratisc/ieren Funktionieren
der FG.

H. Schäppi: In der Schweiz
wird aber ein Nein zum EWR-
Vertrag vorab die nationalisti-
sehe Rechte stärken, und im
Ausland wird es sicher nicht
als ein Votum für ein sozialeres
und demokratischeres Europa
aufgenommen werden.

Diskussion: Steden wir uns
nun eine Vein-Me/ir/ieit in der
FW/?-Abstimmung in der
Sc/iweiz vor: Dann werden die
Gewerksc/ia/ten vermut/ic/i
sagen: «Vie/e Fohnabhängige
baden nein gestimmt, nic/it
wei/ sie gegen eine /ntegration
sind, sondern wei/ sie Angst
datten vor Sozia/dumping und
Demokratieabbau, wei/ a/so
die /Zankiereni/en Massna/i-
men /eh/ten.» Au/ /etzt bezo-

gen h/esse das: Wie können die
rea/en Ängste der Leute von
den Gewerksc/ia/ten au/ge-
nommen und ein Maximum an
/Zankierenden Massnahmen
durchgesetzt werden?

H. Schäppi: Was die flankie-
renden Massnahen betrifft, so
können diese bei uns am ehe-
sten noch vor derAbstimmung
durchgesetzt werden; jetzt ist
das Unternehmerlager unei-
nig. Nach einem EWR-Ab-
stimmungs-Nein werden sie
sich auf die Situation einstel-
len: Geeint wird dann deregu-
liert und ein Angriff auf die
Gewerkschaften gestartet. Auf
dieses Szenario freue ich mich
gar nicht. Darum ist es so da-
neben den Leuten zu sagen,
eine Zustimmung zum EWR
gefährde ihre Löhne.

/nterview: Fo/a«d Frne und
Audi Fieger

UND
26. FEBRUAR 1992:

PROTESTAKTION IN DER

HOLZINDUSTRIE

Vor einem Sägewerk in der In-
nerschweiz protestierten 70
Gewerkschaftsfunktionäre
gegen den seit Sommer 1991

andauernden vertragslosen
Zustand in der schweizeri-
sehen Sägerei- und Holzindu-
strie. Nach Darstellung der
Gewerkschaft Bau und Holz
(GBH) und des Christlichen
Holz- und Bauarbeiterverban-
des (CHB) weigern sich die
Arbeitgeber nicht nur, den vol-
len Teuerungsausgleich zu be-
zahlen, sondern wollen auch
eine neue «Billiglohnklasse»
für Hilfsarbeiter einführen.

6. MÄRZ 1992:
VHTL-DEMO GEGEN

ARBEITSPLATZ-ABBAU

Rund 300 Personen folgten ei-
nem Aufruf der Gewerkschaft
Verkauf Handel Transport Le-
bensmittel (VHTL) und de-
monstrierten vorden Toren der
Nährmittelfabrik Knorr in
Thayngen SH gegen die ge-
plante Verlagerung von 200
Arbeitsplätzen in das angeb-
lieh billigere Produktionsland
Holland.

11. MÄRZ 1992: STREIK DES

GENFER STAATSPERSONALS

Bereits zum zweiten Mal in
diesem Jahr wehrten sich in
Genfmehr als 3000 Angesteil-
te der öffentlichen Dienste mit
einem ganztägigen Streik ge-
gen die Begrenzung der Teue-
rungszulage und die beab-

sichtigte Reduktion der Per-
sonalbestände.

18. MÄRZ 1992:

LEHRERiNNEN-STREIK
IM BERNER JURA

Mit Warnstreiks und Demon-
strationen versuchten die wei-
sehen Lehrerinnen und Kin-
dergärtnerlnnen der Stadt Biel
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